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über Klimaänderungen im Jahr 2015. Erstmals muss-
ten die Beteiligten wie vereinbart weltweit ihre na-
tionalen Klimaziele verschärfen. Das Pariser Re-
gelwerk mit Vorschriften und Verfahren für die 
Umsetzung des Abkommens sollte fertiggestellt 
werden. Entscheidend waren auf der COP-26 ehr-
geizige, nachgebesserte Klimaziele und -aktivitäten 
bei erhöhter Klimafinanzierung und gesteigerten 
nationalen Klimaschutzbeiträgen. Es ging um Zeit- 
rahmen, Transparenz und Marktmechanismen zum 
Emissionshandel sowie klimabedingte Schäden und 
Verluste.2 Der vorbereitende IPCC-Bericht gab den 
neuen Erkenntnisstand zur Entwicklung der Erder-
wärmung und der Klimakrise vor.3 Dass der Klima-
wandel laut IPCC nachweisbar menschengemacht 
ist und natürliche Schwankungen den Effekt nicht 
erklären können, wurde in Glasgow bestätigt.

1,5-Grad-Celsius-Ziel und 
Klimaneutralität

Die COP-26 hat die Erkenntnisse des IPCC-Be-
richts anerkannt, dass ein Verfehlen des 1,5-Grad-
Celsius-Ziels des Pariser Klimaabkommens verhee-
rende Folgen hätte: Selbst wenn es gelinge, den 
Treibhausgasausstoß zu reduzieren, würden der 
Zusammenbruch ganzer Ökosysteme, Wasser- und 
Lebensmittelknappheit sowie Krankheiten als Fol-
gen der Erderwärmung in Zukunft immer schnel-
ler zunehmen. Der Bericht zeigt, dass der Anstieg 
von Treibhausgasen und die globale Erwärmung 
massiv voranschreiten und die Erhöhung der Tem-
peratur von 1,5 Grad Celsius schon im Jahr 2030 
erreicht wird.4 Entsprechende Maßnahmen müs-

Auf der UN-Klimakonferenz (Conference of 
the Parties – COP-26) in Glasgow im No-
vember 2021 ist von den dem Rahmenüber-

einkommen der Vereinten Nationen über Klimaän-
derungen (United Nations Framework Convention 
on Climate Change – UNFCCC) beigetretenen Ver-
tragsparteien keine engagierte Abschlusserklärung 
erreicht worden. Dennoch wurden einige positive 
Ergebnisse zu Kohle, Methanreduzierung sowie 
für den Wald- und Naturschutz, zu internationaler 
Kooperation, Finanzierung und Transparenzme-
chanismen erzielt. Wie im vorausgehenden ersten 
Teil des Sechsten Sachstandsberichts des Zwischen-
staatlichen Ausschusses für Klimaänderungen (In-
tergovernmental Panel on Climate Change – IPCC) 
wurde um Klimaziele angesichts der Ziele für nach-
haltige Entwicklung (Sustainable Development 
Goals – SDGs) gerungen.

Der IPCC, dessen erster Teil im August 2021 
veröffentlicht wurde, hat im Jahr 2021 zu Recht 
von irreversiblen Auswirkungen des Klimawandels 
auf Menschen und ökologische Systeme gespro-
chen und betont, dass das Risiko von der Entwick-
lung der Treibhausgasemissionen abhängt.1 Somit 
war die COP-26 der wichtigste Klimagipfel seit 
Verabschiedung des Übereinkommens von Paris 
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sen so früh wie möglich getroffen werden. Darüber 
waren sich alle Beteiligten der COP-26 im Klaren.5  
Die gemeinsame Erklärung Chinas und der USA, 
die Erderhitzung auf 1,5 Grad Celsius zu begren-
zen und stärker zusammenzuarbeiten, ist beacht-
lich. Doch muss der Fokus auf der Umsetzung lie-
gen, zumal sich China noch nicht auf einem mit 
dem Pariser Klimaabkommen vereinbaren Weg 
befindet. Leider strebt das Land erst für das Jahr 
2030 eine reale Trendumkehr hin zum Sinken der 
Emissionen an, und will erst im Jahr 2060 kohlen-
dioxidneutral – nicht treibhausgasneutral – sein. 
Indien hat sich sogar erst mit dem Jahr 2070 ein 
Ziel für die Klimaneutralität gesetzt und will bis 
zum Jahr 2050 etwa 50 Prozent des Energiebedarfs 

aus erneuerbaren Energien erwirtschaften.6 Bisher 
gemachte nationale Zusagen zur Emissionssenkung 
werden den durchschnittlichen globalen Tempe-
raturanstieg nur auf 2,4 Grad Celsius begrenzen. 
Laut Europäischer Union (EU) könnte ein gut funk-
tionierender internationaler Kohlendioxidmarkt zu 
zusätzlichen Investitionen in den ökologischen 
Wandel führen und Emissionssenkungen beschleu-
nigen.7 Die Einrichtung von Kohlendioxidmärkten 
aber könnte die Klimapläne aufweichen: Mit dem 
globalen Emissionshandel wird für die Staaten eine 
Hintertür geöffnet, ›Greenwashing‹ betrieben und 
damit echter Klimaschutz verwässert.8 Zudem wur-
den auf der COP-26 Schlupflöcher beim Handelssys-
tem nicht geschlossen. Besser wäre Klimagerechtig-
keit, das heißt die ungleiche Verteilung der Folgen 
globaler Erwärmung unter Berücksichtigung des 
Verursacherprinzips auszugleichen, verbunden mit 
einem schnellen Ende des fossilen Zeitalters. Die 
Frage, wie mit Emissionsminderungen eines Staates 
in einem anderen umgegangen werden soll, ist nun 

zufriedenstellend geklärt: Es dürfen sich nicht bei-
de Länder die Emissionsreduktion gutschreiben. 
Negativ fällt auf, dass alte Zertifikate aus der Zeit 
des Kyoto-Protokolls teils im Übereinkommen von 
Paris gelten.

Neu ist seit der COP-26, dass die Klimaziele 
jährlich nachzubessern sind. Gut ist, dass bis zum 
Jahr 2022 nicht erreichte Klimaziele – allerdings 
nur freiwillig – nachgeschärft werden sollen. Den-
noch sind die Staaten der COP-26 vom ernsthaften 
Versuch, die Erderwärmung unter 1,5 Grad Celsius 
zu halten, weit entfernt. Zukünftig müssen beschlos-
sene Ziele und tatsächlich ergriffene Maßnahmen 
endlich übereinstimmen. Laut IPCC-Bericht und 
COP-26 kann nur Klimaneutralität auf Dauer den 
menschengemachten Klimawandel beschränken. Das 
COP-26-Vorbereitungstreffen forderte zu Recht und 
im Sinne des Berichts dazu auf, ehrgeizige Ziele für 
die Emissionsreduzierung bis zum Jahr 2030 durch 
den beschleunigten Kohleausstieg, den Umstieg auf 
Elektrofahrzeuge, die Eindämmung der Entwal-
dung und die Förderung von Investitionen in erneu-
erbare Energien vorzulegen.9

Eine spannende Frage der COP-26 war, ob und 
wie wichtige (Schwellen-)Länder ambitioniertere 
nationale Klimaschutzbeiträge (Nationally Deter-
mined Contributions – NDCs) vorlegen. Der in 
Glasgow veröffentlichte Klimaschutz-Leistungs-
index für das Jahr 2022 hat gezeigt, dass bis Okto-
ber 2021 zumindest 116 verbesserte NDCs einge-
reicht wurden. Dies entspricht dem Mechanismus 
des Klimaübereinkommens, freiwillige Selbstzu-
sagen zum Klimaschutz regelmäßig zu verschär-
fen. Doch muss die ›Ambitionslücke‹ für das Jahr 
2030 so schnell wie möglich geschlossen werden; nur 
so können die Notwendigkeit kostspieliger Anpas-
sungsmaßnahmen sowie Schäden und Verluste ver-
ringert werden.10

Da Industriestaaten ihre Wirtschaft schneller 
von Emissionen unabhängig machen können als 
andere Länder, sollten sie mehr Klimaschutz leis-
ten. Immerhin wurden in Glasgow einige Beschlüs-
se vorgelegt, die zur Rettung des Klimas beitragen: 
Die Schifffahrt soll bis zum Jahr 2050 kohlendi-
oxidneutral werden, allerdings bringt dies im Ver-
gleich zu anderen Transportsystemen wenig Koh-

  5 Vgl. Der Generalsekretär, Rede zum Weltklimagipfel – 26. Konferenz der Vertragsparteien (COP 26), 1.11.2021, www.un.org/depts/german/gs/
messages/SG-COP26-DEU.pdf 
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klimakonferenz-in-glasgow-grosse-aufgaben-fuer-die-cop26/das-war-die-cop26

  7 Europäische Kommission, Von der Leyen vor der COP26: „Es geht in diesem Jahrzehnt um alles oder nichts“ , 29.10.2021, germany.representati-
on.ec.europa.eu/news/von-der-leyen-vor-der-cop26-es-geht-diesem-jahrzehnt-um-alles-oder-nichts-2021-10-29_de 
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  9 UN Climate Change Conference UK 2021, a.a.O. (Anm. 2).
10 Schwarz et al., Inklusiv, sicher und ambitioniert?, a.a.O. (Anm. 2), S. 15. 
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lendioxid-Einsparung.11 Optimistisch stimmt, dass 
einige Staaten, Unternehmen und Organisationen 
ankündigten, das Ende des Verbrennungsmotors in 
führenden Märkten bis zum Jahr 2035, weltweit bis 
zum Jahr 2040, umzusetzen. Doch gehen die Zusa-
gen nicht weit genug, um das 1,5-Grad-Celsius-Ziel 
zu erreichen. Zudem wird überlegt, eine Kohlendi-
oxid-Abgabe von Exporteuren an europäischen 
Grenzen zu erheben. Dieser Grenzausgleichsmecha-
nismus, der auf Einfuhren aus Ländern mit weniger 
strengen Klimavorgaben erhoben werden kann, 
könnte zwar eine Minderung von Emissionen in an-
deren Teilen der Welt erzwingen. Außerdem könnte 
er verhindern, dass strenge Klimagesetze in der EU zu 
Wettbewerbsnachteilen führen. Der Strafzoll kann in 
Exportstaaten jedoch negative Rückwirkungen ha-
ben, da er gegenseitig erhoben werden kann.

Methanreduktion: günstig und 
wirkungsvoll

Die Reduktion kurzlebiger Treibhausgase wie Me-
than ergänzt sonstige Klimaschutzbemühungen 
sinnvoll. Die Erwärmung könnte so bis zum Jahr 
2040 um 0,2 Grad Celsius und bis zum Jahr 2100 
um 0,8 Grad Celsius verringert werden. Das be-
sonders klimaschädliche Methan, das durch Erd-
gasförderung und -transport sowie in der Land-
wirtschaft entsteht, trägt rund 87-mal so stark zur 
Erderwärmung bei wie Kohlendioxid. Somit rief 
der IPCC-Bericht mit Recht zur Eindämmung der 
Methanemissionen auf der COP-26 auf. Es ist ver-
störend, dass nur 13 Staaten Methan-Reduktionszie-
le in ihre Zusagen zum Übereinkommen von Paris 
aufgenommen hatten. Eine Lösung wäre ein globa-
les Methan-Abkommen, ähnlich dem Montrealer 
Protokoll aus dem Jahr 1987 zum Abbau der Ozon-
schicht. Dass die EU und die USA auf der COP-26 
vorschlugen, eine Verringerung des Methanaussto-
ßes um mindestens 30 Prozent bis zum Jahr 2030 
anzusteuern, war eine sinnvolle Initiative. Leider 
haben sich Staaten mit hohen Methanemissionen 
wie China, Indien und Russland nicht angeschlos-
sen. Die Umsetzung der Initiative wäre eine wichti-
ge Kurskorrektur.12 Doch gab sich die COP-26 mit 
weniger zufrieden, obwohl Maßnahmen günstig 

und wirkungsvoll wären. Eine wirksame Politik 
zur Bekämpfung von Methan müsste die lücken-
hafte Überwachung und Berichterstattung abän- 
dern.13

Kohleausstieg geht nur langsam voran

Leider konnte der nötige Kohleausstieg aufgrund 
von Indiens Intervention nicht erreicht werden. 
Zwar sagten 190 Staaten, Regionen und Organisa-
tionen auf der Klimakonferenz, darunter 23 Län-
der wie Polen und die USA, zunächst zu, aus der 
Kohle auszusteigen – dies aber unverbindlich und 
ohne Zeitplan. Große Emittenten wie China und 
Indien waren nicht beteiligt. Letztlich hat die COP-
26 Staaten nur dazu aufgefordert, den Kohleaus-
stieg »einzuleiten« und »ineffiziente« Subventionen 
für Öl, Gas und Kohle zu kürzen. Zumindest wird 

durch die Abschlusserklärung der Klimakonferenz 
erstmals Druck auf die Kohle ausgeübt – ein wich-
tiges Signal. Positiv ist zudem, dass mehrere Staa-
ten eine Erklärung unterzeichneten, die bis zum 
Jahr 2022 das Ende der Unterstützung für fossile 
Projekte im Ausland vorsieht. Ausnahmen gibt es 
dennoch. Zu begrüßen ist, dass Südafrika beim 
Umschwenken auf erneuerbare Energien finanziell 
unterstützt wird – unter anderem auch von Deutsch-
land. Die ›Beyond Coal and Gas Alliance‹ der 
COP-26 gab einen wichtigen Anstoß, sich von fos-
silen Energien abzuwenden.14

Waldschutz als wichtiges Ziel

Eine positive Meldung der COP-26 war, dass bis 
spätestens zum Jahr 2030 die Zerstörung von Wäl-

11 Markus Hametner et al., Erderwärmung: Diese Grafiken zeigen, wo die Welt beim Klimaschutz steht, Süddeutsche Zeitung, 10.11.2021,  
www.sueddeutsche.de/wissen/cop26-ergebnisse-klimakonferenz-glasgow-1.5460190

12 Vgl. Deutsche Umwelthilfe, Neuer UNEP-Bericht zeigt: Schnelle Reduktion schädlicher Methan-Emissionen hätte enormen Klimaschutzeffekt, 
6.5.2021, www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/neuer-unep-bericht-zeigt-schnelle-reduktion-schaedlicher-methan- 
emissionen-haette-enormen-klimaschutz/

13 Isabelle Gerretsen, IPCC Report Prompts Calls to Tackle Methane Emissions at Cop26, 11.8.2021, www.climatechangenews.com/2021/08/11/
ipcc-report-prompts-calls-tackle-methane-emissions-cop26/

14 Beyond Oil & Gas Alliance, beyondoilandgasalliance.com/; WWF, Das war die COP26, a.a.O. (Anm. 6).

Methan, das durch Erdgasförderung und in der 
Landwirtschaft entsteht, trägt rund 87-mal so 
stark zur Erderwärmung bei wie Kohlendioxid.
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dern und anderen wertvollen Ökosystemen gestoppt 
werden soll. Hierauf haben sich gut 100 Staaten, 
die 85 Prozent der Waldflächen repräsentieren, ge-
einigt. Dass dazu Brasilien und Russland zählen, 
überrascht, denn sie waren, obwohl sie zu den Län-
dern mit den größten Waldflächen zählen, nicht 
Teil der New Yorker Walderklärung. Mit Brasilien, 
Kolumbien, Indonesien und der Demokratischen 
Republik Kongo sind Staaten am Waldschutz be-
teiligt, in denen es den meisten Urwald gibt; er 
speichert besonders gut Kohlendioxid.15 Zu Recht 
wird kritisiert, dass der Abholzungsstopp zu spät 
angesetzt wurde, eine solche Initiative bisher er-
folglos war und illegales Abholzen teils nur legali-
siert wird. Das fortschreitende Fällen von Wäldern 
ist eine der Hauptursachen für die Klimaerwär-
mung und die Entwaldung und laut UN für rund 
17 Prozent der weltweiten menschenverursachten 
Kohlendioxid-Emissionen verantwortlich. Ohne 
Ab holzungsstopp und einen langfristig angelegten 
Waldschutz wird es nicht gelingen, das im Pariser 
Übereinkommen formulierte maximale Zwei-Grad-
Celsius-Ziel zu erreichen. Der durch die UNFCCC 
entwickelte Mechanismus zur Reduzierung von 
Emissionen aus Entwaldung und der Schädigung 
von Wäldern (Reducing Emissions from Deforesta-
tion and Forest Degradation and the Role of Con-
servation, Sustainable Management of Forests and 
Enhancement of Forest Carbon Stocks in Develo-

ping Countries – REDD+), der dem Klimawandel 
durch den Schutz von Wäldern entgegentreten soll, 
wurde zu Recht kritisiert, denn einige REDD+-
Projekte wiesen keine dauerhafte Bewaldung in 
den bewirtschafteten Gebieten auf.16 Eine Kohlen-
dioxid-Vergütung kann zwar bei richtigen Rah-
menbedingungen ein Instrument zum Waldschutz 
sein, ist aber kein Allheilmittel.

Natur- und Artenschutz müssen 
mitgedacht werden

Die COP-26 hat die Rolle intakter Ökosysteme für 
die Erreichung der Klimaziele von Paris anerkannt. 
Sie hat bekräftigt, dass der Schutz aller Ökosyste-
me und der Erhalt der Biodiversität Teil der wirk-
samen Bekämpfung der Klimakrise und der An-
passung an ihre Folgen sein müssen. Die Bedeutung 
der Meere für Klimaanpassung und -minderung 
zeigt sich mit der Vereinbarung eines jährlichen 
Meeresdialogs im Rahmen der UNFCCC.

Nach der UN-Biodiversitätskonferenz (COP-15) 
im letzten Jahr im chinesischen Kunming, die ei-
nen Beitrag zum Klimaschutz geleistet hat, indem 
sich die Vertragsstaaten der Konvention über die 
biologische Vielfalt (Convention on Biological Di-
versity – CBD) verpflichteten, die Ursachen für den 
Artenverlust – intensive Landwirtschaft, Entwal-
dung und umweltschädliche Subventionen – anzu-
gehen, hebt der letzte IPCC-Bericht konsequent die 
Auswirkungen des Klimawandels auf Ökosysteme 
und Biodiversität hervor. Die Welt wird ohne Er-
folge im Biodiversitätsschutz die SDGs verfehlen. 
Artenverlust hat einen signifikanten Einfluss auf 
das Klima, weshalb unverzüglich gehandelt wer-
den muss. Umweltsteuern würden den Naturver-
brauch nicht effektiv begrenzen, stattdessen sollte 
für Dienstleistungen der Umwelt bezahlt werden.17 
Positiv ist, dass das Konzept ›naturbasierter Lö-
sungen‹ wie Moor-Renaturierungen mit Kohlendi-
oxid-Speicherung und Lebensraum für bestimmte 
Arten für Glasgow vorangebracht wurde.18 Durch 
adäquate Maßnahmen zum Natur- wie Klima-
schutz könnten ungefähr 20 bis 30 Prozent Koh-
lendioxid eingespart werden. Menschenrechte soll-
ten, wie zur COP-26 gefordert, Mittelpunkt der 
Umweltpolitik sein.19

15 Hametner et al., Erderwärmung, a.a.O. (Anm. 11).
16 Margret Carstens, Indigene Landrechte in Zeiten des Klimawandels und der Verhandlung um das Freihandelsabkommen Mercosur am Beispiel 

Brasilien, Verfassung und Recht in Übersee (VRÜ), 53. Jg., 2/2020, S. 139–141.
17 Christine Grefe/Fritz Habekuss, Bei Natur versagt der Markt, Interview mit Partha Dasgupta, DIE ZEIT, 5.8.2021.
18 Fritz Habekuss et al., Manches wird gut!, Interview mit Josef Tumbrinck, DIE ZEIT, 30.12.2020.
19 International Work Group for Indigenous Affairs (IWGIA), Civil Society Calls on World Leaders to Put Human Rights at the Centre of Environmental 

Policy, 11.10.2021, www.iwgia.org/en/news/4534-pr-openletter-hr-and-environment.html

Das Brasilianische Institut für Umwelt und erneuerbare natürliche Ressourcen (Ibama) 
zeigt eine illegal abgeholzte Fläche auf dem Land der indigenen Pirititi.    
FOTO: FLICKR/QUAPAN/FELIPE WERNECK/IBAMA VIA FLICKR VIA AP
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Nachhaltige Entwicklung, Technologie, 
Finanzierung

Der IPCC-Bericht stellte den Klimawandel eindeu-
tig in den Kontext nachhaltiger Entwicklung: Es 
geht um die Risiken und den Nutzen der Minde-
rungsbemühungen, um Anpassung, Klimaschutz- 
und Entwicklungspfade, soziale Aspekte des Klima-
schutzes und nachhaltige Technologien. Erstmals 
beinhaltet ein Weltklimabericht soziale Klima-
schutzaspekte: Faktoren, die das Konsumverhalten 
beeinflussen, und Möglichkeiten zur Emissionsre-
duzierung auf der Nachfrageseite. 

Der wichtige Bereich ›Innovation und Techno-
logie‹ wurde erfasst. Zur Verstärkung von Klima-
schutzbemühungen wurden realistisch erforderli-
che Maßnahmen im Bereich Finanzierung und 
Technologieentwicklung und -transfer untersucht. 
Neue internationale Kooperationen und der verab-
redete Technologietransfer auf der COP-26 sind 
hervorstechende positive Ergebnisse. Um aufstre-
bende Wirtschaftsnationen einzubinden, ist die an-
gestrebte größtmögliche Kooperation der Staaten 
unerlässlich. Es überzeugt, dass hierdurch die vom 
Klimawandel besonders betroffenen ärmeren be-
ziehungsweise aufstrebenden Länder in der Lage 
wären, den Schutz und die Wiederherstellung von 
Ökosystemen, Schutzanlagen, Warnsysteme und 
eine widerstandsfähige Infrastruktur sowie Land-
wirtschaft aufzubauen.

Die Finanzierung war eines der strittigsten The-
men in den COP-26-Verhandlungen. Die finanziel-
len Hilfen, um Klimaschutzmaßnahmen umsetzen 
zu können, reichen zur Anpassung an den jetzigen 
Klimawandel nicht aus. Statt der seit dem Jahr 
2009 versprochenen Klimahilfe wäre ein Klimalas-
tenausgleich von Reich zu Arm notwendig. Erfolgt 
eine Anhebung der internationalen Klimafinanzie-
rung, wäre ebenso eine private Investitionsoffen-
sive mit Anreizen und Absicherungen für grünes 
Wachstum und Energiekonzepte in den sich entwi-
ckelnden Staaten erforderlich. Diese Länder benö-
tigen dringend ›grüne Finanzströme‹ bezogen auf 
Infrastruktur, Industrialisierung und Klimaanpas-
sung. Bisher haben die Industrieländer ihre Verant-
wortung für angerichtete Klimaschäden in Ent-
wicklungsländern nicht ausreichend übernom- 
men.20 Internationale Finanzinstitutionen müssen 
ihren Beitrag leisten.

Verluste und Schäden

Die Steuerungsregelungen für den Internationalen 
Warschauer Mechanismus für Verluste und Schä-
den im Zusammenhang mit den Auswirkungen des 
Klimawandels (Warsaw International Mechanism 
for Loss and Damage Associated With Climate 
Change Impacts – WIM) waren ein zentraler Punkt 
der COP-26. Den Prozess zu stärken, ist eine ent-
scheidende Forderung, um auf nationaler Ebene 
Maßnahmen zur Bewältigung langsam auftreten-
der Klimarisiken zu ermöglichen. Positiv ist, dass 
ein Prozess in Gang gebracht werden soll, wie das 

Thema Schäden und Verluste zukünftig besser be-
handelt werden kann. Selbst wenn die globale Er-
wärmung auf 1,5 Grad Celsius begrenzt wird, be-
stehen hohe Risiken von Verlusten und Schäden.21  
Damit verbundene Auswirkungen auf Armut, Ge-
sundheit und Sicherheit haben langfristige Auswir-
kungen auf die nachhaltige Entwicklung. Dies 
kommt im Weltklimabericht zum Ausdruck. Her-
vorzuheben ist, dass auf der COP-26, neben finan-
ziellen Mitteln zur Erholung von und Anpassung 
an die Klimakrise, ein Topf zur finanziellen Unter-
stützung bei durch die Klimakrise verursachten 
Schäden geschaffen wurde. Leider wurden jedoch 
keine konkreten Summen für ärmere Staaten ge-
nannt und es fehlt eine Garantie, dass versproche-
ne Gelder im Jahr 2023 endlich gezahlt werden. Da 
›Verluste‹ das bezeichnen, was nicht wiederkommt 
– Tote oder eine ausgestorbene Art, also mit Geld 
nicht zu bezahlen –, müsste es eigentlich um ›Haf-
tung und Kompensation‹ gehen.22 Doch dies hätte 
finanzielle und juristische Konsequenzen: Reiche 
Staaten müssten zahlen.

Die COP-26 hat gezeigt, dass ein schlüssiger, 
koordinierter und langfristiger Ansatz für das 
klimabezogene Risikomanagement nötig ist. Dies 

20 Siegfried Unterkircher, UN-Klimagipfel in Glasgow bringt »historischen« Kompromiss, 14.11.2021,  
www.unsertirol24.com/2021/11/14/un-klimagipfel-in-glasgow-bringt-historischen-kompromiss/ 

21 Mariya Aleksandrova/Boran Idil, Governance-Mechanismus für langsam eintretende Klimaänderungen auf dem Prüfstand, Deutsches Institut für 
Entwicklungspolitik (DIE), 14.10.2019, www.die-gdi.de/die-aktuelle-kolumne/article/governance-mechanismus-fuer-langsam-eintretende-
klimaaenderungen-auf-dem-pruefstand/

22 Saleemul Huq, zitiert in: Fritz Habekuss, Weltrettung, Versuch Nr. 26, DIE ZEIT, 11.11.2021.

Bisher haben die Industrieländer ihre Verant-
wortung für Klimaschäden in Entwicklungs-
ländern nicht ausreichend übernommen.
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spiegelt sich in Artikel 8 des Übereinkommens zur 
Rolle der nachhaltigen Entwicklung bei der Ver-
ringerung des Risikos von Verlusten und Schäden 
wider. Maßnahmen zur Minderung der Risiken 
müssen mit den SDGs vereinbar sein, speziell dem 
Ziel 13 zu Sofortmaßnahmen, um den Klimawan-
del und seine Auswirkungen zu bekämpfen.23 Noch 
fehlt dem WIM die Anbindung an internationale 
Prozesse und Institutionen, die die Klima- und 
Entwicklungspolitik prägen.24 Deshalb sollte er 
sich an anerkannten Regelwerken orientieren. Dazu 
zählen das Übereinkommen der Vereinten Nationen 
zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von 
Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen 
Ländern, insbesondere in Afrika (United Nations 
Convention to Combat Desertification in Those 
Countries Experiencing Serious Drought and/or 
Desertification, Particularly in Africa – UNCCD)25, 
die Aichi-Ziele der CBD26 und die Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung (Agenda 2030). Durch 
eine enge Verzahnung könnten die mit den auf-
tretenden Klimafolgen verbundenen Risiken geziel-
ter angegangen werden, so im Bereich Gesundheit 
(SDG 3), sauberes Wasser (SDG 6), Bodenproduk-
tivität (SDG 15) und Biodiversität.

23 UN, Climate Action, 17 Goals to Transform Our World, www.un.org/en/climatechange/17-goals-to-transform-our-world
24 Minority Rights Group International, Minority and Indigenous Trends 2020 – Key Trends Report, International Journal of Minority and Group 

Rights (IJGR), 15.10.2020, minorityrights.org/trends2020/
25 Vgl. Volkan Bozkır, Der Boden birgt den Schlüssel, 20.5.2021, www.un.org/depts/german/umwelt/PGA Op-Ed_Desertification-DE.pdf
26 Vgl. Bundesamt für Naturschutz, Strategischer Plan der CBD, www.bfn.de/strategischer-plan-der-cbd
27 UN, SDGs, Goal 13: Take Urgent Action to Combat Climate Change and Its Impacts, www.un.org/sustainabledevelopment/climate-change/;  

vgl. Margret Carstens, Indigenous Rights and COVID-19, International Journal on Minority and Group Rights (IJGR), 2/2022, S. 1-49.

Nichtstaatliche Akteure, regionale 
Klimafolgen 

Für die erfolgreiche Umsetzung der Klimaziele ist 
von Bedeutung, ein breites Spektrum von Akteuren 
auf lokaler und regionaler Ebene – aus dem Privat-
sektor, öffentlich-private Partnerschaften, Städte 
und Regionen – einzubeziehen. Zudem dürfte der 
Erreichung des Zieles 10 der SDGs, soziale Un-
gleichheiten innerhalb der Gesellschaften zu verrin-
gern, entgegenkommen, wenn die Expertisen nicht- 
staatlicher Akteure zum Klimaschutz einbezogen 
werden.

Im ersten Teil des Sechsten Sachstandsberichts 
des IPCC lag – angesichts von Überschwemmun-
gen – ein Fokus auf regionalen Informationen, die 
für Klimarisikobewertungen genutzt werden kön-
nen. Dass das »Globale mit dem Lokalen« verbun-
den wird, ist für die Bedürfnisse lokaler politischer 
Entscheider besonders bedeutsam und war auf der 
COP-26 Thema. Weitere Teile des aktuellen Welt-
klimaberichts enthalten erstmalig konkrete Aussa-
gen über regionale und lokale Effekte der Klimaer-
wärmung.

Die Vereinten Nationen verlangen zu Recht 
schnelle adäquate Maßnahmen, um die aktuelle 
Pandemie und die Klimakatastrophe einzudäm-
men.27 Nur so können Leben und Existenzgrund-
lagen gerettet werden. Während die Staaten ihre 
Volkswirtschaften nach der COVID-19-Pandemie 
wiederaufbauen, könnte dies die Wirtschaft auf 
eine Weise gestalten, die sauber, umweltfreundlich, 
gesund, sicher und widerstandsfähiger ist. Die ak-
tuelle Krise bietet die Chance für einen tiefgreifen-
den, systemischen Wandel hin zu einer nachhalti-
geren Wirtschaft. Neuinvestitionen sollten drin- 
gend für Klimaschutz und -anpassung genutzt wer-
den. UN-Generalsekretär António Guterres hat 
zukunftsfähige und kooperative klimafreundliche 
Maßnahmen vorgeschlagen, mithin ›grüne‹ Inves-
titionen in Arbeitsplätze, Wachstum und Wirt-
schaft. Die Überprüfung der Klimaverpflichtungen 
und ihre Mechanismen bleiben für die Staaten eine 
zentrale Aufgabe, um den Klimawandel und des-
sen – auch sozialen wie gesundheitlichen – Auswir-
kungen so weit wie möglich zu begrenzen.


